Zukunft Bildung Schweiz ?
Hoppla, da hat es doch eine hoch gelahrte Institution auf dem falschen Fuss erwischt! Die Akademien der Wissenschaft Schweiz, in ihrem Selbstverständnis nichts weniger als die Vertretung aller Wissenschaften und als solche das Scharnier zur Gesellschaft, haben kurz nach den Sommerferien ein Weissbuch zur Zukunft der Bildung Schweiz aufgelegt. Darin werden die Anforderungen an das Bildungssystem im Jahre 2030 definiert und einige durchaus berechtigte Kritikpunkte (z.B. Bildungsföderalismus) des heutigen Systems aufgeführt und auf gute Zukunftslösungen (z.B. etwas mehr Bildungszentralismus und eine generelle Höherbildung), hingewiesen. Normalerweise wäre dieses Weissbuch wohl kaum auf ein nennenswertes Echo gestossen, wäre da nicht das heutige Berufsbildungssystem etwas doch gar unbedarft als Auslaufmodell apostrophiert worden. Diese Beurteilung, medial gut verbreitet, führte über einige Wochen zu einem eigentlich Sturm der Empörung in der Fanmeile der Berufsbildung. Unisono wurde den Professoren Unkenntnis der Berufsbildung und "grösster Blödsinn" ("Blick") vorgeworfen. 
In der Zwischenzeit haben sich die Wogen wieder etwas geglättet und wir sollten vielleicht doch nochmals kurz und unaufgeregt auf diese Geschichte zurückkommen, bevor wir wieder zur bildungspolitischen Tagesordnung übergehen. Auf den ersten Blick irritierte mich die Empfindlichkeit, mit der das Gewerbe und auch die Bildungsverwaltungen von Bund und Kantonen auf Kritik am "Dualsystem" reagieren. Es hat schon fast etwas fundamentalistisch Religiöses an sich. Wenn man dann der Sache etwas auf den Grund geht, werden diese Reaktionen verständlicher. Das Gewerbe ist nämlich auf gute Lehrlinge (pardon Lernende) angewiesen. Diese sind nach kurzer Zeit meistens schon vollwertige Mitarbeitende, zu einem bescheidenen Lohn und viele KMU gestehen in aller Offenheit ein, dass sie auch aus finanziellen Überlegungen auf Lehrlinge angewiesen sind. Das ist durchaus in Ordnung, bekommen doch die jungen Leute im Gegenzug eine in aller Regel gute praktische Ausbildung im Lehrbetrieb vermittelt. Aber auch die Kassen des staatlichen Erziehungswesens hätten Probleme, wenn die jungen Leute ihre betriebliche Ausbildung nicht indirekt, über ihre produktiven Leistungen im Lehrbetrieb, selber zahlen würden, sondern ihre praktische Ausbildung in Vollzeitschulen oder Lehrwerkstätten einfordern müssten. 
An einer in Biel durchgeführten Podiumsdiskussion zum Weissbuch mussten sich dessen Autoren einiges an Vorwürfen von der versammelten Lobby des Auslaufmodells anhören lassen. Sie gelobten Nachbesserung und wir sind gespannt, wie diese aussehen wird!
Aber auch schon vor der nächsten akademischen Analyse wissen wir, dass das Berufsbildungssystem Schweiz kein Auslaufmodell ist. Im Gegenteil, es ist ein sehr vitales und pragmatisches System, das eine klar definierte Aufgabe zu erfüllen hat, nachzulesen im Berufsbildungsgesetz. Die Berufsbildung braucht auch keine Heiligsprechung und der alleinige Grund unseres Wohlstandes ist sie auch nicht. Systembedingt hat die Berufsbildung auch Aufgaben, die sie allein nicht lösen kann, da die meisten Akteure in erster Linie Unternehmerinnen und Unternehmer sind, die für das Überleben und das Gedeihen ihrer Betriebe verantwortlich sind und erst dann als Ausbildnerinnen und Ausbildner amten. Damit die längerfristigen Anliegen der Lernenden (Arbeitsmarktfähigkeit nach der Lehre, gute Allgemein- und Fremdsprachenbildung, etc) auch schon während ihrer Ausbildung berücksichtigt werden, braucht es eine starke Vertretung des Personals im politischen System der Berufsbildung. Erst dann geht die Rechnung für alle auf und das bringt mehr, als Allgemeinbildung gegen Berufsbildung auszuspielen. 
Es brauchen aber künftig auch nicht eine Bundesamtsdirektorin für Berufsbildung und ein Staatssekretär für Bildung und Forschung des gleichen Bundes auf dem Podium zu sitzen. Eine Instanz mindestens ist überflüssig. Es braucht auf Stufe Bund eine Bildung aus einer Hand und somit nur ein Bildungsdepartement oder Amt, das die Entwicklung und Durchlässigkeit der beiden Systeme und eine faire und gerechte Zuwendung der Finanzen garantiert. Parlamentarische Vorstösse dazu gibt es mehrere, durchführen muss die Verwaltungsreform dann der Bundesrat. Mal sehen ob sich nächstens etwas bewegen wird in Bundesbern.
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